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In Sachen

gegen

Beklagte und Reviéionsbeklagte„

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichts am 30° Juli

1958 ohne mündliche Verhandlung

‘
für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Iandessozielgerichte vom
'2„ Oktober 1956 wird mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben"

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozielgericht zurückverwiesenn

Von Rechts wegen°
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Der Kläger erlitt am 11„ Oktober 1952 als Müller im Mühlen—

betrieb seiner Schwester Walburga Lxmxmx einen Unfall° Nach
seiner Darstellung rutschte er beim Aufnehmen eines Getreide—

sackes von 190 Pfund auf einer Treppe aus, fiel nahezu 3 m
tief die Treppe hinunter und blieb an der unteren Geländer—

säule hängen, auf die er, auf dem Rücken liegend, mit der

rechten leistengegend aufschlug„ Der Kläger stellte die Ar—

beit sofort ein, ohne jedoch einen Arzt aufzusuchen° Nach zwei

Tagen Bettruhe nahm er — wie das Landessozialgericht (LSGO)

festgestellt hat — die Arbeit wieder auf„

Mit Schreiben vom 21° Dezember 1953 beanspruchte der Kläger
eine Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung„

weil er sich durch den vorerwähnten Sturz einen Leistenbruch

zugez0gen habe° Dabei führte er folgendes aus: Nachdem sich

seine anfänglich heftigen Schmerzen gebessert gehabt hätten,

habe er sich ein Bruchband beschafft und sei wieder seiner

Arbeit nachgegangen° Seit Frühjahr‘l953 habe sich sein Leiden

verschlimmert° Da der Bruch des öfteren unter großen Schmerzen

heraustrete, könne er keine schwere Arbeit mehr verrichtene

Am 19° Januar 1954 nahm der Kläger den praktischen Arzt Dr„Hum■n

in Tapfheim in Anspruch. Dieser stellte einen faustgroßen Lei«

sten» und Hodenbruch fest„

Die Beklagte ließ den Kläger und seine Schwester durch die
Gemeindeverwaltung Tapfheim vernehmen und holte eine auf Grund

der Akten erstattete gutachtliche Stellungnahme von dem Fach“

arzt für Chirurgie Dr° E>mmemxmx in München ein° Der Sach»

verständige kam zu dem Ergebnis, daß der Leistenbruch nicht

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf den Sturz vom ll° Ok—

tober 1952 zurückzuführen sei° Auf Grund dieses Gutachtens lehn—

te die Beklagte den Entschädigungsanspruch des Klägers durch

Bescheid vom 100 August 1954 ab°
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Die gegen den Bescheid binnen eines Konats erhobene Klage hat

das Sozialgericht (SG,) Augsburg durch Urteil vom 15, Oktober

1954 abgewiesen, weil das Bruchleiden des Klägers mit dem Are

beitsunfall vom ll° Oktober 1952 nicht in ursächlichem Zusam—

menhang stehe,>

Hiergegen hat der Kläger fristgerecht Berufung eingelegt mit

folgender Begründungs'Er sei nicht, wie das SG, fälschlicher—

weise angenommen habe, rückwärts gegen die Geländersäule ge—
schleudert werden, sondern mit der Leistengegend auf die Säule

aufgeprallto Dies hätte vor der Anhörung eines ärztlichen Sach»

verständigen klargestellt werden müssen° Zur besseren Veran—

schaulichung seiner Unfallechilderung hat er ein Lichtbild vor«
gelegt> Weiter hat er vorgebracht: Die für die traumatische

Entstehung eines Leistenbruchs zu fordernden Begleiterscheinun—

gen hätten bei ihm vorgelegen, denn er habe unmittelbar nach dem

Unfall heftige Schmerzen gehabt und sich ins Bett legen müssen°

Die Tatsache, daß er nach zwei Tagen seine Arbeit wieder aufge«

nommen habe, stehe der Annahme nicht entgegen, daß der Leistenm

bruch auf den Unfall vom 110 Oktober 1952 zurückzuführen sei,

denn er habe häufig Sohmerzanfälle gehabt und sich sehr schonen

müssen° Zum Beweis hierfür hat er eine schriftliche Erklärung

des Hilfsmüllers Michael H:mxmx vom 170 November 1954 vorgelegt°

Schließlich hat er noch geltend gemacht, er leide seit dem Un—

fall an Kopfschmer2en mit Schwindelanfällen und Rückgratbe—

schwerden°

Das LSG° hat auf Grund mündlicher Verhandlung, zu welcher der

Kläger nicht erschienen war, durch Urteil vom 20 Oktober 1956

die Berufung des Klägers zurückgewiesen, ohne die Revision zu—

zulassen, '

Das Urteil ist dem Kläger am 30° Januar 1957 zugestellt wor—

den, Er hat hiergegen am 250 Februar 1957 Revision eingelegt
und das Rechtsmittel, nachdem die Frist zur Begründung der Re—

vision bis zum 30„ April 1957 verlängert werden war, mit einem

innerhalb dieser Frist beim Bundessozialgericht (BSG,) eingee

_gangenen Schriftsatz vom 270 April 1957 vor allem mit der Rüge
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„ begründet, das LSG, habe den Sachverhalt nicht hinreichend auf—
geklärt und.die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung

überschritten° Hierzu führt die Revision aus: Das LSG° hätte
den Hergang des Unfalls und seine Wirkungen näher aufklären

müssen, vor allem ob es zu einer heftigen Gewalteinwirkung gem
kommen sei und ob der Kläger nach Wiederaufnahme der Arbeit

nur noch unter Verwendung eines Bruchbandes, unter gebührender

Schonung, unter sofort wiederkehrenden Schmerzanfällen und mit
Hilfe einer zusätzlichen Arbeitskraft habe arbeiten können,
sich also praktisch auf eine Aufsichtstätigkeit beschränkt ham

bea Zu einer Klärung des Sachverhalts in dieser Richtung hätten

der Sachvortrag des K ägers und insbesondere die schriftliche

Erklärung des Michael mexmx Veranlassung und auch die Mögliche

keit gegeben° Zu einer solchen Klärung habe auch die Bescheini—

gung des Dr° mex vom 3, November 1954 gedrängt, nach der an—

läßlich einer Rentenuntersuchung im September 1952 bei dem Klä—

ger noch keine Hernie oder weiche Leiste habe festgestellt wer-—=

den können° Es sei auch geboten gewesen, den Kläger durch einen

Facharzt untersuchen und begutachten zu lassen° Dazu habe umso

mehr Veranlassung bestanden, als Dr, Exmxmxmxmx sein Gutachten

abgegeben habe, ohne daß der Kläger Gelegenheit gehabt habe,

sich über die aufgetretenen Symptome unter fachmännischer An—

leitung zu äußern° Wäre das LSG° seiner Pflicht zur Erforschung

des Sachverhalts nachgekommen, so hätte sich ergeben, daß der

Kläger nach dem Unfall heftige und fast unerträgliche Schmerzen

gehabt habe, die Symptome der unfallbedingten Entstehung eines

Leistenbruchs vorhanden gewesen seien und der Kläger nur auf

Grund seiner äußerst zurückhaltenden, jeden Schmerz verwinden»

den Art, wie sie in ländlichen Gegenden oft anzutreffen sei,

die Zuziehung eines Arztes bis zum äußersten Zeitpunkt hinaus“

ges0h0ben habe,

soweit die Revision eine Verletzung des 5 128 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) rdgt, führt sie aus; Die Beweiswürdigung

des LSG„, daß bei einem durch den Unfall verursachten Bruch

zweifellos die alsbaldige Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe unerw
läßlich gewesen wäre, verstoße gegen den Erfahrungssatz, daß in
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ländlichen Gegenden die Beiziehung eines Arztes trotz Notwendig—

keit häufig unterbleibe° Das LSGO habe auch die_Erfahrungstat—

sache übersehen, daß man in bäuerlichen Kreisen von Schmerzen

kein großes Aufheben mache° Deshalb hätte es weder feststellen

dürfen9 der Kläger habe nach dem Unfall nur "etwas Schmerzen in

\
der Leistengegend" gehabt, noch den ursächlichen Zusammenhang

zwischen dem Unfall und den Kopfschmerzen, Schwindelanfällén

und Rückgratbeschwerden des Klägers verneinen dürfen„ schließ—

lich habe das LSG„ die bereits erwähnte Bescheinigung des Dr°
AHeid

vom 30 November 1954 ungewürdigt gelassen°

Außerdem rügt die Revision? das LSG° habe bei der Beurteilung

des ursächlichen Zusammenhangs der Gesundheitsschädigung des

Klägers mit dem Unfall vom ll° Oktober 1952 das Gesetz ver—

letzte

Der Kläger beantragt9

das angefochtene Urteil aufzuheben
und seinen Ent»

schädigungsanspruch aus Anlaß des Unfalls vom
'll° Oktober 1952 anzuerkenneno

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise9

sie zurückzuweiseno'

Sie verweist auf die Begründung des angefochtenen Urteils°

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt° Der Senat hat von der

durch @ l24 Absq 2 SGG zugelassenen Möglichkeit, in dieser Weise

zu verfahren, Gebrauch gemacht“

--II„"'
Die form— und fristgerecht eingelegte und ordnungsgemäß begrün—
dete Revision ist nach 5 162 Abs° l Nr° 2 SGG statthaft, weil

das Verfahren des LSG° jedenfalls an einem Teil der gerügten
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_ 6 _

Mängel leidet und die Rüge den Erfordernissen des @ 164 Abs° 2
Satz 2 SGG entspricht“ '

In der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs zwischen dem

Leistenbruch des Klägers und dem Unfall vom ll° Oktober 1952 hat

das LSG° die Beweisführung des SG° ausdrücklich gebilligt und

auf sie verwiesen„ Das SG. hat seine Ausführungen vor allem auf

die in AN„ 1912 so 917, 918 veröffentlichten Leitsätze und das in

EuMo 16 SO 392 mitgeteilte Obergutachten des Chirurgen Prof° Dr°
B>mxmgegründet° In den Leitsätzen a„aqo° s. 918 wird aber die

Anerkennung eines "Unfallbruchs" nicht unbedingt davon abhängig

gemacht‚ daß sich die sofortige Hinzuziehung eines Arztes als

erforderlich erwiesen hat° Vielmehr wird bei der Erörterung des

sog° Unfallbruchs mit angeborener Anlage unter Buchst° b) u„a°
ausgeführt: "Große Schmerzen müssen den Bruchkranken zum minde—

sten zwingen, sofort die Arbeit einzustellen. In der Regel wird

er wohl in solchen Fällen sofort den Arzt aufsucheno"

Nach diesen von ihm selbst zur Grundlage seiner Urteilsfindung

gemachten Ausführungen war das LSG„ nicht der Prüfung enthoben,

ob nicht ausnahmsweise andere Umstände als die Notwendigkeit,

sofort einen Arzt aufzusuchen oder zuzuziehen, es rechtfertig—

ten, die Zusammenhangsfrage zu bejahen° Hierfür erscheint — wor—

auf die Revision mit Recht hingewiesen hat — von Bedeutung, von
welcher Art und welchem Ausmaß die Gewalteinwirkung beim Sturz

des Klägers war, in welchem Zustand er von seiner Schwester auf—

gefunden wurde, in welchem Maße er nach dem Unfall noch arbeits—

fähig und inwieweit er starken Schmerzen ausgesetztwar° Hier»
über hat das LSG„ keine Feststellungen getroffen° Dies wäre aber

möglich und geboten gewesen auf Grund einer Vernehmung des Hilfe»

müllerslüüxmxm der bereits eine schriftliche Äußerung zu den

Akten gegeben hatte, auf Grund einer Vernehmung der Arbeitgebe—

rin und dadurch, daß dem äläger Gelegenheit gegeben werden wäre,

die nach der Auffassung eines ärztlichen Sachverständigen zweck»
dienlichen Fragen zu beantworten° Zu Feststellungen über den Her—

_gang des Unfalls bestand insbesondere deshalb Veranlassung, weil

der von der Beklagten gehörte Chirurg Dr„ Exmmemxmx', auf dessen

Stellungnahme vom 28° April 1954 sich beide Vorinstanzen gestützt
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haben, von einem Sturz rücklings auf die GeländerSprossen ausge—

gangen ist, während der Kläger — was er insbesondere in der Bee

rufungsinstanz mit Nachdruck betont hat „ in der Leistengegend

auf die Geländersäule aufgeprallt sein will,

Dadurch, daß das LSG° den Sachverhalt in den angeführten Punk—

ten nicht hinreichend aufgeklärt hat, hat es gegen 5 103 SGG
verstoßen° Darin liegt ein wesentlicher Mangel des Verfahrens,

der die statthaftigkeit der Revision nach 5 162 Abs, 1 Nr, 2
SGG begründet° Ob auch die weiteren von der Revision gerügten

‘ Verfahrensmängel vorliegen und das Gesetz im Sinne des 5 162

Abs, 1 Nr, 3 SGG verletzt werden ist, brauchte nicht geprüft

zu werden, weil die vom BSG„ zu treffende Entscheidung von die—

ser Prüfung nicht abhängto Die unzureichende Sachaufklärung hat

gleichzeitig zur Folge, daß die Revision begründet ist; denn es
läßt sich nicht ausschließen, daß das LSG, bei Vermeidung des

aufgezeigten Mangels zu einer für den Kläger günstigeren Ent«

scheidung gelangt wäre° Da noch Feststellungen tatsächlicher

Art zu treffen sind, konnte das BSG° in der Sache nicht selbst

entscheiden, vielmehr mußte.unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils und der ihm zugrunde liegenden Feststellungen die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG° zurückver—

wiesen werden°

Dabei wird das LSG° — Was es bisher unterlassen hat - auch die

ihm vom Kläger vorgelegte Bescheinigung des Dr° ■xmg vom 3, No—

vember 1954 zu würdigen haben, nach der anläßlich einer Renten—

untersuchung im September 1952, also wenige Wochen vor dem hier

zu beurteilenden Unfall, bei dem Kläger noch keine dernie oder

Weiche Leiste festzustellen war° Es wird sich empfehlen, die

Akten des Trägers der Invalidenversicherung, in dessen Auftrag

das Gutachten vermutlich erstattet wurde, beizuziehen° Aus die—

sen Akten wird möglicherweise auch hervorgehen, ob, wie die Re*

vision behauptet, bei einer im Februar 1953 vorgenommenen weite—

ren Rentenuntersuchung ein Leistenbruch festgestellt werden ist,

Je nach dem Ergebnis der noch erforderlichen Beweiserhebung über

den Gesundheitszustand des Klägers nach dem Unfall vom ll° Okto—
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ber 1952 wird des LSG° auch zu prüfen haben, ob es geboten er—
scheint, den ursächlichen Zusammenhang zwischen den vom Kläger

neuerdings vorgebrebhten Kopfschmerzen, Schwindelanfällen und

Rückgratbeschwerden durch einen ärztlichen Sachverständigen be—

urteilen zu lassen‚

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens bleibt

dem abschließenden Urteil des LSG„ vorbehalten°
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